
P . b . b . Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

3885

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1992 Ausgegeben am 17. November 1992 245. Stück

702. Kundmachung: Geltungsbereich der Europäischen Konvention über die Gleichwertigkeit der
Reifezeugnisse

703. Kundmachung: Geltungsbereich des Zusatzprotokolls zur Europäischen Konvention über die
Gleichwertigkeit der Reifezeugnisse

704. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Abkommens über die Gleichwertigkeit der
Studienzeit an den Universitäten

705. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Kulturabkommens
706. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Abkommens über die Gleichwertigkeit der

akademischen Grade und Hochschulzeugnisse
707. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens zur Befreiung ausländischer öffentlicher

Urkunden von der Beglaubigung
708. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens zum Schutz des archäologi-

schen Erbes
709. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über die Ausarbeitung eines Europäischen

Arzneibuches
710. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Überwachung bedingt

verurteilter oder bedingt entlassener Personen
711. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Fortzahlung von

Stipendien an Studierende im Ausland
712. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über Gewalttätigkeiten und

Fehlverhalten von Zuschauern bei Sportveranstaltungen und insbesondere bei
Fußballspielen

713. Kundmachung: Geltungsbereich der Anti-Doping-Konvention
714. Vertrag zwischen der Republik Österreich und dem Königreich der Niederlande über die

Binnenschiffahrt sowie Unterzeichnungsprotokoll
(NR: GP XVIII RV 507 W S. 80. BR: AB 4340 S. 558.)

702. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich der Europäischen
Konvention über die Gleichwertigkeit der

Reifezeugnisse

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Europarats haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zur Europäi-
schen Konvention über die Gleichwertigkeit der
Reifezeugnisse (BGBl. Nr. 44/1957, letzte Kund-
machung des Geltungsbereichs BGBl.
Nr. 663/1988) hinterlegt:

Datum der Hinterlegung
Staaten: der Ratifikations-

bzw. Beitrittsurkunde:

Finnland 16. September 1991
Liechtenstein 22. Mai 1991
Schweiz 25. April 1991
Slowenien 2. Juli 1992
Tschechoslowakei 26. März 1991

Die Schweiz hat anläßlich der Hinterlegung der
Ratifikationsurkunde folgende Erklärungen abge-
geben:

Obwohl die Konvention keine spezielle Kündi-
gungsbestimmung enthält, stellt der Schweizerische
Bundesrat in Erwägung, daß diese auf Grund des
Art. 56 des Wiener Übereinkommens über das
Recht der Verträge vom 23. Mai 1969 gekündigt
werden könnte.

Der Schweizerische Bundesrat erklärt, daß die
Anwendung der Konvention vorbehaltlich der
Zuständigkeit der Kantone auf dem Gebiet des
Bildungswesens, wie in der Bundesverfassung
festgelegt, sowie auch der Autonomie der Universi-
täten erfolgt.

Einer weiteren Mitteilung des Generalsekretärs
zufolge hat das Ministerkomitee des Europarats auf
seiner 480. Tagung der Ministerdelegierten verein-
bart, daß die Sozialistische Föderative Republik
Jugoslawien nicht mehr als Vertragspartei der
Konvention zu betrachten ist.

Busek
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703. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Zusatzproto-
kolls zur Europäischen Konvention über die

Gleichwertigkeit der Reifezeugnisse

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Europarats haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum Zusatz-
protokoll zur Europäischen Konvention über die
Gleichwertigkeit der Reifezeugnisse (BGBl.
Nr. 327/1985, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereichs BGBl. Nr. 664/1988) hinterlegt:

Datum der Hinterlegung
Staaten: der Ratifikations-

bzw. Beitrittsurkunde:

Finnland 16. September 1991
Liechtenstein 22. Mai 1991
Malta 26. März 1991
Schweiz 25. April 1991
Slowenien 2. Juli 1992
Tschechoslowakei 26. März 1991

Einer weiteren Mitteilung des Generalsekretärs
zufolge hat das Ministerkomitee des Europarats auf
seiner 480. Tagung der Ministerdelegierten verein-
bart, daß die Sozialistische Föderative Republik
Jugoslawien nicht mehr als Vertragspartei des
Zusatzprotokolls zu betrachten ist.

Vranitzky

704. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Europäischen
Abkommens über die Gleichwertigkeit der

Studienzeit an den Universitäten

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Europarats haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum Europäi-
schen Abkommen über die Gleichwertigkeit der
Studienzeit an den Universitäten (BGBl.
Nr. 231/1957, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereichs BGBl. Nr. 507/1982) hinterlegt:

Datum der Hinterlegung
Staaten: der Ratifikations-

bzw. Beitrittsurkunde:

Finnland 16. September 1991
Liechtenstein 22. Mai 1991
Schweiz 25. April 1991
Slowenien 2. Juli 1992
Tschechoslowakei 26. März 1991

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsur-
kunde hat die Schweiz erklärt, daß die Anwendung
des Abkommens vorbehaltlich der Zuständigkeit der
Kantone auf dem Gebiet des Bildungswesens, wie in

der Bundesverfassung festgelegt, sowie auch der
Autonomie der Universitäten erfolgt.

Einer weiteren Mitteilung des Generalsekretärs
zufolge hat das Ministerkomitee des Europarats auf
seiner 480. Tagung der Ministerdelegierten verein-
bart, daß die Sozialistische Föderative Republik
Jugoslawien nicht mehr als Vertragspartei des
Abkommens zu betrachten ist.

Busek

705. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Europäischen

Kulturabkommens

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parats hat das Ministerkomitee des Europarats auf
seiner 480. Tagung der Ministerdelegierten verein-
bart, daß die Sozialistische Föderative Republik
Jugoslawien nicht mehr als Vertragspartei des
Europäischen Kulturabkommens (BGBl. Nr. 80/
1958, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs
BGBl. Nr. 476/1992) zu betrachten ist.

Busek

706. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Europäischen
Abkommens über die Gleichwertigkeit der
akademischen Grade und Hochschulzeugnisse

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Europarats haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum Europäi-
schen Abkommen über die Gleichwertigkeit der
akademischen Grade und Hochschulzeugnisse
(BGBl. Nr. 143/1961, letzte Kundmachung des
Geltungsbereiches BGBl. Nr. 458/1982) hinterlegt:

Datum der Hinterlegung
Staaten: der Ratifikations-

bzw. Beitrittsurkunde:

Finnland 16. September 1991
Liechtenstein 22. Mai 1991
Schweiz 25. April 1991
Slowenien 2. Juli 1992
Tschechoslowakei 26. März 1991

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsur-
kunde haben nachstehende Staaten Erklärungen
abgegeben:

Finnland:
Für die Behandlung der Fragen der Gleichwertig-

keit der akademischen Grade und Hochschulzeug-
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nisse ist die zuständige finnische Behörde (Art. 2
Abs. 2):

Ministry of Education, PL-PB 293, 00171
Helsinki, Finland, Tel. 0-134171, Telefax:
0-6121335.

Schweiz:

Der Schweizerische Bundesrat erklärt, daß die
Anwendung des Abkommens vorbehaltlich der
Zuständigkeit der Kantone auf dem Gebiet des
Bildungswesens, wie in der Bundesverfassung
festgelegt, sowie auch der Autonomie der Universi-
täten erfolgt.

Einer weiteren Mitteilung des Generalsekretärs
zufolge hat das Ministerkomitee des Europarats auf
seiner 480. Tagung der Ministerdelegierten verein-
bart, daß die Sozialistische Föderative Republik
Jugoslawien nicht mehr als Vertragspartei des
Abkommens zu betrachten ist.

Busek

707. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Übereinkom-
mens zur Befreiung ausländischer öffentlicher

Urkunden von der Beglaubigung

Nach Mitteilung der Niederländischen Regie-
rung vom 19. August 1992 hat Panama die Behör-
den, die zur Ausstellung der Apostille nach Art. 3
Abs. 1 des Übereinkommens zur Befreiung auslän-
discher öffentlicher Urkunden von der Beglaubi-
gung (BGBl. Nr. 27/1968, letzte Kundmachung des
Geltungsbereiches BGBl. Nr. 606/1992) zuständig
sind *), teilweise geändert:

„3. Hinsichtlich der übrigen, von irgendeiner
Institution der Zentralregierung, autonomen
oder halbautonomen Institution, Gemeinden,
Polizeibehörden oder der Staatsanwaltschaft
ausgestellten Urkunden die Beamten des
,Departamento Consular y Legalizaciones del
Ministerio de Relaciones Exteriores'."

Busek

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 61/1992

708. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens zum Schutz des archäologi-

schen Erbes

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Europarats haben folgende weitere Staaten ihre
Beitrittsurkunden zum Europäischen Übereinkom-
men zum Schutz des archäologischen Erbes (BGBl.
Nr. 239/1974, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 504/1989) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung
der Beitrittsurkurde:

Bulgarien 31. Jänner 1991
Jugoslawien 2. November 1990
Slowenien 2. Juli 1992

Einer weiteren Mitteilung des Generalsekretärs
zufolge hat das Ministerkomitee des Europarats auf
seiner 480. Tagung der Ministerdelegierten verein-
bart, daß die Sozialistische Föderative Republik
Jugoslawien nicht mehr als Vertragspartei des
Übereinkommens zu betrachten ist.

Ferner hat der Generalsekretär mitgeteilt, daß
Rußland als Vertragspartei dieses Übereinkom-
mens, dem die ehemalige Sowjetunion am 13. No-
vember 1990 beigetreten war, angesehen wird.

Busek

709. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Übereinkom-
mens über die Ausarbeitung eines Europäischen

Arzneibuches

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Europarats haben folgende weitere Staaten ihre
Beitrittsurkunden zum Übereinkommen über die
Ausarbeitung eines Europäischen Arzneibuches
(BGBl. Nr. 181/1979, letzte Kundmachung des
Geltungsbereichs BGBl. Nr. 218/1987) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung
der Beitrittsurkunde:

Jugoslawien 18. März 1991
Portugal 21. April 1989

Einer weiteren Mitteilung des Generalsekretärs
zufolge hat das Ministerkomitee des Europarats auf
seiner 480. Tagung der Ministerdelegierten verein-
bart, daß die Sozialistische Föderative Republik
Jugoslawien nicht mehr als Vertragspartei des
Übereinkommens zu betrachten ist.

Busek

394
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710. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die Überwachung be-
dingt verurteilter oder bedingt entlassener

Personen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parats hat Jugoslawien am 10. Juli 1991 seine
Beitrittsurkunde zum Europäischen Übereinkom-
men über die Überwachung bedingt verurteilter
oder bedingt entlassener Personen (BGBl.
Nr. 248/1980, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereichs BGBl. Nr. 81/1988) hinterlegt und erklärt,
daß die Sozialistische Föderative Republik Jugosla-
wien im Sinne des Art. 2 Abs. 1 lit. b jede zu einer
Gefängnisstrafe verurteilte Person, obwohl ihr eine
bedingte Entlassung zugute kommt, auch als
Rechtsbrecher betrachten wird. Hinsichtlich Art. 29
Abs. 1 wird die Sozialistische Föderative Republik
Jugoslawien bei Anwendung dieses Übereinkom-
mens ihre Ersuchen und Schriftstücke in einer der
Völkersprachen (gemäß der jugoslawischen Verfas-
sung), die im Land verwendet werden, stellen.

Einer weiteren Mitteilung des Generalsekretärs
zufolge hat das Ministerkomitee des Europarats auf
seiner 480. Tagung der Ministerdelegierten verein-
bart, daß die Sozialistische Föderative Republik
Jugoslawien nicht mehr als Vertragspartei des
Übereinkommens zu betrachten ist.

Busek

711 . Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die Fortzahlung von

Stipendien an Studierende im Ausland

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parats hat Slowenien am 2. Juli 1992 seine
Beitrittsurkunde zum Europäischen Übereinkom-
men über die Fortzahlung von Stipendien an
Studierende im Ausland (BGBl. Nr. 459/1986,
letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl.
Nr. 392/1992) hinterlegt.

Einer weiteren Mitteilung des Generalsekretärs
zufolge hat das Ministerkomitee des Europarats auf
seiner 480. Tagung der Ministerdelegierten verein-
bart, daß die Sozialistische Föderative Republik
Jugoslawien nicht mehr als Vertragspartei des
Übereinkommens zu betrachten ist.

Busek

712. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über Gewalttätigkeiten und
Fehlverhalten von Zuschauern bei Sportveran-
staltungen und insbesondere bei Fußballspielen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parats hat Slowenien am 2. Juli 1992 seine
Beitrittsurkunde zum Europäischen Übereinkom-
men über Gewalttätigkeiten und Fehlverhalten von
Zuschauern bei Sportveranstaltungen und insbeson-
dere bei Fußballspielen (BGBl. Nr. 133/1988, letzte
Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl.
Nr. 479/1992) hinterlegt.

Einer weiteren Mitteilung des Generalsekretärs
zufolge hat das Ministerkomitee des Europarats auf
seiner 480. Tagung der Ministerdelegierten verein-
bart, daß die Sozialistische Föderative Republik
Jugoslawien nicht mehr als Vertragspartei der
Konvention zu betrachten ist.

Busek

713. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich der Anti-Doping-

Konvention

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parats hat Slowenien am 2. Juli 1992 seine
Beitrittsurkunde zur Anti-Doping-Konvention
(BGBl. Nr. 451/1991, zuletzt geändert durch BGBl.
Nr. 94/1992, letzte Kundmachung des Geltungsbe-
reichs BGBl. Nr. 480/1992) hinterlegt.

Einer weiteren Mitteilung des Generalsekretärs
zufolge hat das Ministerkomitee des Europarats auf
seiner 480. Tagung der Ministerdelegierten verein-
bart, daß die Sozialistische Föderative Republik
Jugoslawien nicht mehr als Vertragspartei der
Konvention zu betrachten ist.

Busek
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714.

Der Nationalrat hat beschlossen:

1. Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Unterzeichnungsprotokoll wird genehmigt.

2. Dieser Staatsvertrag ist im Sinne des Art. 50 Abs. 2 B-VG durch Erlassung von Gesetzen zu erfüllen.

VERTRAG
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DEM KÖNIGREICH DER
NIEDERLANDE ÜBER DIE BINNEN-

SCHIFFAHRT

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH UND DAS
KÖNIGREICH DER NIEDERLANDE

IN DEM WUNSCH, die Beförderung von
Personen und Gütern mit Binnenschiffen zu regeln,

IN DEM BESTREBEN, den beiderseitigen
Binnenschiffsverkehr weiter zu entwickeln, und

IN DEM BEMÜHEN, dabei auch die beidersei-
tigen Interessen nach der Eröffnung des Main-Do-
nau-Kanals zu berücksichtigen,

haben folgendes vereinbart:

Artikel 1

(1) Im Sinne dieses Vertrages sind
a) „niederländische Schiffe": die in einem

niederländischen Binnenschiffsregister amt-
lich eingetragenen Binnenschiffe, für die eine
Rheinschiffahrtszugehörigkeitsurkunde aus-
gestellt worden ist;

b) „österreichische Schiffe": die in einem öster-
reichischen Binnenschiffsregister amtlich ein-
getragenen Binnenschiffe, die unter den
Voraussetzungen des Schiffahrtsgesetzes 1990
in seiner jeweils geltenden Fassung im
Eigentum von österreichischen Staatsbürgern,
von Personengesellschaften oder juristischen
Personen stehen und mit denen Personen-
oder Güterverkehr betrieben wird;

c) „zuständige Behörden": für die Republik
Österreich der Bundesminister für öffentliche
Wirtschaft und Verkehr und für das König-
reich der Niederlande der Minister für
Verkehr und öffentliche Arbeiten, soweit die
jeweilige innerstaatliche Rechtsordnung nichts
anderes vorsieht;

d) „Häfen": die See- und Binnenhäfen, Lade-
und Löschstellen sowie Anlegestellen der
Personenschiffahrt.

(2) Im Sinne dieses Vertrages bedeuten
a) „Transitverkehr":

Verkehr, bei dem auf Schiffen eines Vertrags-
staates Personen beziehungsweise Güter
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durch den anderen Vertragsstaat befördert
werden.

b) „Wechselverkehr":
Verkehr zwischen Häfen beider Vertragsstaa-
ten mit Schiffen der Vertragsstaaten, wobei
Personen beziehungsweise Ladung aufgenom-
men beziehungsweise abgesetzt werden.

c) „Drittlandverkehr":
Verkehr mit Schiffen des einen Vertragsstaa-
tes zwischen Häfen des anderen Vertragsstaa-
tes und eines dritten Staates, wobei Personen
beziehungsweise Ladung aufgenommen be-
ziehungsweise abgesetzt werden.

d) „Drittverkehr":
Verkehr zwischen Häfen beider Vertragsstaa-
ten mit Schiffen eines dritten Staates, wobei
Personen und Ladung aufgenommen bezie-
hungsweise abgesetzt werden.

e) „Kabotage":
Verkehr zwischen zwei Häfen des jeweils
anderen Vertragsstaates, wobei Personen
beziehungsweise Ladung aufgenommen be-
ziehungsweise abgesetzt werden.

Artikel 2

Rechte und Pflichten der Vertragsstaaten aus
bestehenden bilateralen und multilateralen Überein-
kommen, wie insbesondere der Belgrader Konven-
tion von 1948, der Revidierten Rheinschiffahrtsakte
von 1868 und aus dem EWG-Vertrag von 1957, in
ihren jeweils gültigen Fassungen werden durch
diesen Vertrag nicht berührt.

Artikel 3

Österreichische Schiffe dürfen die niederländi-
schen Wasserstraßen und niederländische Schiffe
die österreichischen Wasserstraßen im Zusammen-
hang mit Beförderungen nach Maßgabe der
Artikel 4 und 5 sowie 7 und 8 befahren. Dies gilt
auch entsprechend für den Transport von schwim-
menden Geräten und Schwimmkörpern sowie für
das Überführen von Schiffsneubauten.

Artikel 4

Österreichische und niederländische Schiffe dür-
fen Personen und Güter im Transitverkehr durch
den anderen Vertragsstaat auf den in Artikel 3
genannten Wasserstraßen befördern.

Artikel 5

(1) Österreichische und niederländische Schiffe
dürfen Personen und Güter im Wechselverkehr
zwischen den Vertragsstaaten befördern.

(2) Jede zuständige Behörde kann den Gemisch-
ten Ausschuß gemäß Artikel 13 unbeschadet von
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Abs. 1 mit der Festsetzung von wirtschaftlich
auskömmlichen Richtpreisen für die Beförderungs-
leistungen, allfälligen Nebenbedingungen sowie der
Ergreifung sonstiger geeigneter Maßnahmen befas-
sen, insoweit dies aus gesamtwirtschaftlichen
Erfordernissen, insbesondere im Fall schwerwiegen-
der Wettbewerbsverzerrungen, unvermeidlich er-
scheint.

Artikel 6

Drittverkehr ist nur in dem Umfang zulässig, der
von den zuständigen Behörden auf Vorschlag des
Gemischten Ausschusses vereinbart wird.

Artikel 7

Drittlandverkehr ist nur in dem Umfang zulässig,
der von den zuständigen Behörden auf Vorschlag
des Gemischten Ausschusses vereinbart wird.

Artikel 8

Kabotage ist nur auf Grund einer besonderen
Erlaubnis der zuständigen Behörde gestattet.

Artikel 9

(1) Die Schiffe, ihre Besatzung, ihre Fahrgäste
und ihre Ladung unterliegen im anderen Vertrags-
staat dem jeweils geltenden Recht.

(2) Für die Schiffahrt auf Wasserstraßen im Sinne
des Artikels 3 — ausgenommen Rhein und Donau
— werden die zuständigen Behörden die im jeweils
anderen Vertragsstaat ausgestellten Urkunden und
Bescheinigungen anerkennen, die sich auf das
Schiff, die Schiffsführung und Besatzung sowie die
Ladung beziehen, soweit sie den im jeweils anderen
Vertragsstaat geltenden Vorschriften entsprechen.
Unabhängig davon werden für die österreichischen
Wasserstraßen die für die Donauschiffahrt ausge-
stellten Urkunden und Bescheinigungen sowie für
die niederländischen Wasserstraßen die für die
Rheinschiffahrt ausgestellten Urkunden und Be-
scheinigungen anerkannt.

(3) Für die Schiffahrt auf der Donau gelten die
für die Rheinschiffahrt ausgestellten Urkunden und
Bescheinigungen, die sich auf das Schiff und seine
Ladung beziehen; die für die Rheinschiffahrt
ausgestellten Urkunden und Bescheinigungen, die
sich auf die Schiffsführung beziehen, werden von
den österreichischen Behörden anerkannt, sofern
eine entsprechende Erfahrung in der Schiffahrt auf
dem österreichischen Teil der Donau nachgewiesen
wird.

(4) Schiffe dürfen gefährliche Güter nur dann
befördern, wenn sie die für die jeweilige Wasser-
straße vorgesehene Zulassung besitzen.
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Artikel 10

Österreichische und niederländische Schiffe sind
bei Anwendung der Artikel 4 und 5 sowie 7 und 8
gleich zu behandeln; dies gilt insbesondere

a) für die Benutzung von Schleusen, Häfen und
Liegeplätzen sowie

b) für die Erhebung von Schiffahrts- und
Hafenabgaben.

Artikel 11

Österreichische und niederländische Schiffahrts-
unternehmungen dürfen im jeweils anderen Ver-
tragsstaat unter Beachtung dessen innerstaatlichen
Rechts nur insoweit Vertretungen errichten und
Aquisition betreiben, als dies auf der Grundlage der
Gegenseitigkeit im anderen Vertragsstaat gestattet
ist.

Artikel 12

Im Falle einer Havarie, eines Unfalls, einer
schweren Erkrankung einer an Bord befindlichen
Person, aus naturbedingten oder anderen schwer-
wiegenden Gründen — ausgenommen eine finanzi-
elle Notlage —, die die Weiter- oder Rückfahrt
verhindern, werden die zuständigen Behörden auf
Grund der innerstaatlichen Vorschriften den
betroffenen Schiffen beziehungsweise Personen des
anderen Vertragsstaates die erforderliche Hilfe
leisten; die Artikel 4 und 5 sowie 7 und 8 bleiben
hievon unberührt.

Artikel 13

(1) Es wird ein Gemischter Ausschuß gebildet.
Jeder Vertragsstaat entsendet drei Mitglieder, die
jeweils von den zuständigen Behörden bestimmt
werden. Jede Seite kann zu den Beratungen des
Gemischten Ausschusses Sachverständige hinzuzie-
hen. Der Gemischte Ausschuß gibt sich eine
Geschäftsordnung.

(2) Der Gemischte Ausschuß hat die Aufgabe:
a) im Sinne von Artikel 5 Absatz 2 sich gegebe-

nenfalls auf wirtschaftlich auskömmliche
Richtpreise, allfällige Nebenbedingungen so-
wie sonstige geeignete Maßnahmen zu eini-
gen;

b) den zuständigen Behörden Vorschläge für die
in Artikel 6 und 7 vorgesehenen Vereinbarun-
gen zu unterbreiten und

c) den Verkehr der Schiffe beider Seiten
statistisch zu erfassen, die Einhaltung der in
lit. b benannten Vereinbarungen und die
Anwendung der Artikel 10 und 11 zu
überwachen.

(3) Richtpreise, allfällige Nebenbedingungen
sowie sonstige geeignete Maßnahmen, auf die sich
der Gemischte Ausschuß nach Befassung durch eine
Vertragspartei geeinigt hat, sind von diesem den
zuständigen Behörden erforderlichenfalls zur Ge-
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nehmigung vorzulegen. Das Inkraftsetzen der
Richtpreise, Nebenbedingungen und sonstiger ge-
eigneter Maßnahmen wird zwischen den zuständi-
gen Behörden vereinbart. Das Inkrafttreten gemäß
innerstaatlichem Recht ist dem anderen Vertrags-
staat unverzüglich mitzuteilen.

(4) Der Gemischte Ausschuß hat ferner die
Aufgabe, den Vertragsstaaten Vorschläge zur
Anpassung dieses Vertrages an die Entwicklung des
Binnenschiffsverkehrs und zur Lösung aller Fragen
zu unterbreiten, die sich aus der Anwendung dieses
Vertrages ergeben.

(5) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaa-
ten werden dem Gemischten Ausschuß über dessen
Aufforderung die verfügbaren Unterlagen übermit-
teln, die er zur Erfüllung seiner Aufgaben benötigt.

Artikel 14

(1) Die in den Artikeln 6, 7 und 13 Abs. 3 zweiter
Satz vorgesehenen Vereinbarungen kommen da-
durch zustande, daß die zuständigen Behörden
einander ihr Einverständnis mit den vom Gemisch-
ten Ausschuß unterbreiteten Vorschlägen schriftlich
mitteilen.

(2) Kann eine Einigung im Gemischten Ausschuß
nicht erzielt werden, treten auf Antrag einer
Vertragspartei die Vertreter der Vertragsstaaten
innerhalb von vier Wochen zu Konsultationen
zusammen. Vorbehaltlich einer anderen einver-
nehmlichen Regelung finden diese Konsultationen
in dem Vertragsstaat statt, der den Vorsitzenden im
Gemischten Ausschuß stellt.

Artikel 15

(1) Streitigkeiten über die Auslegung und
Anwendung dieses Vertrages werden durch direkte
Verhandlungen zwischen den zuständigen Behör-
den geklärt. Falls kein Übereinkommen erzielt
werden kann, werden die Streitigkeiten auf
diplomatischem Weg beigelegt. Kann eine Streitig-
keit auch auf diesem Weg nicht beigelegt werden, so
ist sie auf Verlangen eines der beiden Vertragsstaa-
ten einem aus drei Schiedsrichtern bestehenden
Schiedsgericht zur endgültigen Entscheidung zu
unterbreiten.

(2) Jeder Vertragsstaat bestellt einen Schiedsrich-
ter. Der dritte Schiedsrichter, der auch der
Vorsitzende des Schiedsgerichtes ist, wird von den
zwei von den Vertragsstaaten bestellten Schieds-
richtern bestellt.

(3) Wenn einer der Vertragsstaaten es unterläßt,
innerhalb von drei Monaten nach Empfang der
Mitteilung über die Bestellung eines Schiedsrichters
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durch den anderen Vertragsstaat einen Schiedsrich-
ter zu bestellen, wird der Schiedsrichter, der vom
ersten Vertragsstaat zu bestellen gewesen wäre, auf
Verlangen des anderen Vertragsstaates vom Präsi-
denten des Internationalen Gerichtshofes bestellt.
Wenn die zwei Schiedsrichter es innerhalb von drei
Monaten nach ihrer Bestellung unterlassen, den
dritten Schiedsrichter zu bestellen, ernennt der
Präsident des Internationalen Gerichtshofes auf
Verlangen eines der beiden Vertragsstaaten den
dritten Schiedsrichter.

Artikel 16

Die Bestimmungen dieses Vertrages gelten im
Falle des Königreiches der Niederlande nur für das
Hoheitsgebiet des Reichs in Europa.

Artikel 17

(1) Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit
geschlossen.

(2) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des dritten
Monats nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem die
beiden Vertragsstaaten einander in einem diploma-
tischen Notenwechsel bekanntgegeben haben, daß
die Erfordernisse für sein Inkrafttreten nach ihren
jeweiligen verfassungsrechtlichen Verfahren erfüllt
worden sind.

(3) Dieser Vertrag kann von jedem Vertragsstaat
mit einer Frist von zwölf Monaten schriftlich auf
diplomatischem Wege gekündigt werden. In diesem
Fall tritt der Vertrag mit Ablauf der Kündigungsfrist
außer Kraft.

(4) Mit dem Tage des Inkrafttretens dieses
Vertrages treten die Bestimmungen des Handels-
und Schiffahrtsvertrages zwischen der Republik
Österreich und dem Königreich der Niederlande
vom 28. März 1929 *) insoweit außer Kraft, als sich
diese auf die Binnenschiffahrt beziehen.

GESCHEHEN zu Den Haag am 26. September
1991 in zwei Urschriften, jeweils in deutscher und
niederländischer Sprache, die beide gleichermaßen
authentisch sind.

Für die Republik Österreich:
Pfusterschmid-Hardtenstein

Für das Königreich der Niederlande:
Dankert

Unterzeichnungsprotokoll

Aus Anlaß der Unterzeichnung des Vertrages
zwischen der Republik Österreich und dem

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 299/1930
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Königreich der Niederlande über die Binnenschiff-
fahrt haben sich die bevollmächtigten Vertreter
beider Vertragsparteien in bezug auf eine etwaige
Weiterentwicklung der Beziehungen zwischen der
Republik Österreich und der Europäischen Gemein-
schaft auf die nachstehende, den Vertrag ergän-
zende Bestimmung geeinigt:

Sollten die Verhandlungen über einen Europäi-
schen Wirtschaftsraum zu einer festen Einbindung
Österreichs in den Europäischen Wirtschaftsraum
führen, so haben im Falle eines Widerspruchs
zwischen den Bestimmungen des vorliegenden
Vertrages und denjenigen eines etwaigen Vertrages
über den Europäischen Wirtschaftsraum die Bestim-
mungen des letzteren Vertrages Vorrang.

Geschehen zu Den Haag am 26. September 1991
in zwei Urschriften, jeweils in deutscher und
niederländischer Sprache, wobei beide Texte
gleichermaßen authentisch sind.

Für die Republik Österreich:
Pfusterschmid-Hardtenstein

Für das Königreich der Niederlande:
Dankert

Der Notenwechsel gemäß Art. 17 Abs. 2 erfolgte am B.Jänner 1992 bzw. 22. Oktober 1992; der
Vertrag tritt gemäß seinem Art. 17 Abs. 2 mit 1. Jänner 1993 in Kraft.

Vranitzky
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